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AKTUELL 
Aussenministertrefien 

Am Freitag und Samstag bespre­
chen in Washington die Aussenmi-
nister George Shultz (USA) und 
Eduard Schewardnadse (UdSSR) 
die Vorbedingungen zu einem zwei­
ten Gipfelgespräch zwischen Präsi­
dent Reagan und Parteichef Gor­
batschow. Zwei Tage vor Beginn 
gab Washington bekannt, dass an 
der Genfer Runde über Rüstungs­
kontrolle neue Vorschläge gemacht 
würden. Zugleich beschloss Wash­
ington, 25 sowjetische UNO-Mitar-
beiter des Landes zu verweisen. 
DDR stoppt Asylanten 

Der deutsche sozialdemokrati­
sche Kanzlerkandidat Hannes Rau 
hat am Donnerstag bekanntgege­
ben, dass die D D R  die Einreise von 
Asylanten nach West-Berlin ab 1. 
Oktober stoppen werde. Das habe 
ihm die DDR-Führung nach Ver­
handlungen des sozialdemokrati­
schen Abrüstungsexperten Egon 
Bahr mit den zuständigen DDR-
Stellen versprochen. Regierungs­
stellen in Bonn erklärten dazu; ent­
scheidend sei eine entsprechende 
Erklärung der DDR-Führung Bonn 
gegenüber. 
Halbherzige EG-Massnahmen 

Der Internationale Bund Freier 
Gewerkschaften hat am Donnerstag 
die von den Aussenministern der 
Europäischen Gemeinschaft be­
schlossenen wirtschaftlichen Straf-
massnahmen gegen Südafrika als 
«halbherzig» bezeichnet. Sie seien 
«zutiefst enttäuschend». Die Aus­
klammerung des Kohleverbots habe 
gezeigt, dass die E G  der Stimme der 
Apartheid stärker folge als der 
Mehrheit der Südafrikaner. 

Sechste Genfer Runde 
In Genf haben am Donnerstag 

die amerikanischen und sowjeti­
schen Abrüstungsexperten nach 
dreimonatiger Pause die 6. Runde 
der Verhandlungen über eine Rü­
stungskontrolle begonnen. Die 
Amerikaner wollen ein neues Ab­
rüstungsangebot «mit konkreten 
neuen Einzelheiten» vorlegen. 

Die Landwirtschaft trägt eine grosse Verantwortung 
Nationales Forschungsprogramm über Nutzung des Bodens in der Schweiz - Untersuchungen auch bei uns 

Der landwirtschaftlich genutzte Boden 
ist bedroht und der Boden als Siedlungs­
raum oder als Baugrund schlecht genutzt. 
Der schweizerische Bundesrat hat dieser 
Tage das Nationale Forschungsprogramm 
(NFP) mit einer wissenschaftlichen Un­
tersuchung betraut, die unter dem Titel 
«Nutzung des Bodens in der Schweiz» 
angelaufen ist und über ein Budget von 
10 Millionen Franken verfügt. Auch bei 
uns wurde auf die Gefahr der Bodenzer­
störung durch die Liechtensteinische Ge­
sellschaft für Umweltschutz (LGU) an 
der Lihga 86 hingewiesen. Ein Umden­
ken scheint sich - wenn auch langsam -
abzuzeichnen. 

Die landwirtschaftlich nutzbare Boden­
fläche, die in den letzten Jahren ständig 
zurückgedrängt wurde, lässt sich an ande­
rer Stelle nicht vermehren. Deshalb er­
scheint es nach wie vor unverständlich, 
dass die Regierung vor knapp einem Jahr 
verlauten Hess, die seit langem geforderte 
Schaffung einer Landwirtschaftszone 
könne mit Rücksicht auf die Gemeinde­
autonomie nicht verwirklicht werden. 
Die Erhaltung der Landwirtschaftsfläche 
lässt sich aber wahrscheinlich in einem 
vertretbaren Rahmen nur realisieren, 
wenn das Problem landesweit, nicht von 
den einzelnen Gemeinden gesondert, an­
gegangen wird. Die Feststellung, dass in 
unserem Land jede Minute ein Quadrat­
meter Boden der Verbauung zum Opfer 

Kein SPÖ-Koalitionsangebot 
Wien (spk/dpa) Die österreichischen 

Sozialisten (SPO) werden ohne ein Koali­
tionsangebot in den Wahlkampf gehen. 
Dies erklärte am Donnerstag Bundes­
kanzler Franz Vranitzky zu Spekulatio­
nen über Koalitionsmöglichkeiten nach 
den vorgezogenen Wahlen am 23. No­
vember. 

Zentralsekretär der SPÖ, Heinrich 
Keller, kündete einen ausgeprägten «Per-
sönlichkeits-Wahlkampf» an. Die SPÖ 
wolle im Wahlkampf nicht mehr verspre­
chen, als machbar sei. Keller bezog sich 
auf eine Zusage der konservativen oppo­
sitionellen österreichischen Volkspartei 
(ÖVP) für massive Steuersenkungen, 
falls sie die Wahlen gewinnt. 

FPÖ zeigt sich unsicher 
Die national-liberale Freiheitliche Par­

tei (FPÖ), deren Führungswechsel Vra­
nitzky zum Anlass für die Aufkündigung 
der Koalition genommen hatte, zeigte am 
Donnerstag weitere Anzeichen der Unei­
nigkeit. Der stellvertretende Landespar-
teivorsitzende in Wien, Staatssekretär 
Holger Bauer, sagte, seine Landesgruppe 
werde die auf dem Parteitag am Wochen­
ende in Innsbruck «abgesetzte liberale 
Linie» weiter verfolgen. Für ihn könne es 
«auch nicht das geringste Liebäugeln mit 
Rechtsextremismus» geben. 

Der stärkere nationale Flügel der FPÖ, 
der den neuen Vorsitzenden Jörg Haider 
stellt, gilt als «deutsch-national»,'was ein 
betontes Bekenntnis zum «Deutschen 
Volkstum» bedeutet. Wie am Donnerstag 
bekannt wurde, laufe ein Parteiverfahren 
gegen einen FPÖ-Delegierten aus dem 
Burgenland, der auf dem Parteitag in 
Innsbruck eine «Hitler-Medaille» herum­
gereicht habe. 

falle oder der landwirtschaftlichen Nut­
zungsmöglichkeit entzogen werde, dürfte 
einer objektiven Untersuchung nicht 
ganz standhalten, doch auch in einem 
weniger raschen Tempo wirkt diese Per­
spektive geradezu beängstigend. 

Vielfältige Gefahren für den Boden 
Doch dem Boden droht in unserem 

Land nicht nur die Gefahr der anderwei­
tigen Nutzung, sondern es drohen andere 
Gefahren durch die zunehmende Luftver­
schmutzung, durch die intensivierte 
Landwirtschaft, durch den einstigen Kul­
turanbau. Nach Ansicht der Regierung 
wurden in den letzten Jahren verschiede­
ne Massnahmen in die Wege geleitet, um 
den «landwirtschaftlichen Boden langfri­
stig gesund zu erhalten». Wie sie in der 
Standortbestimmung «Umweltschutz in 
Liechtenstein» festhielt, seien die Flä­
chenbeiträge für Brot- und Futtergetreide 
erhöht worden, um den einseitigen An­
bau von Silomais einzuschränken. Im 
weiteren sei die Erstellung einer Boden­
eignungskarte in Auftrag gegeben und an 
die Gemeinden die Aufforderung ergan­
gen, bei Neuverpachtungen von Boden 
entsprechende Klauseln zum Schutz des 
Bodens in die Verträge aufzunehmen. 

Wichtige Aufgabe für Landwirte 
Die Regierung erachtet es als eine 

wichtige Aufgabe der Landwirte, für die 
Gesunderhaltung des Bodens zu sorgen. 

Dass der Staat mit entsprechenden Sub­
ventionen diese Bemühungen unter­
stützt, erscheint nach den bisherigen Ver­
lautbarungen klar, doch wird immer wie­
der auf die neue Subventionsordnung 
hingewiesen, die sich schon jahrelang in 
Vorbereitung befindet. So werden heute 
noch die Schädlingsbekämpfungsmittel 
vom Staat subventioniert, was nicht gera­
de zum sparsamen und dosierten Einsatz 
dieser Mittel beiträgt. Wie weit das von 
der Regierung erwähnte Umdenken sich 
in einem weniger grossen Verbrauch be­
ziffern lässt, geht aus den bisherigen Ver­
öffentlichungen nicht hervor. Die Unter­
suchungen im Rahmen des Nationalen 
Forschungsprogrammes in der Schweiz 
dürften auch für unser Land wertvolle 
Hinweise bringen in bezug auf die Erhal­
tung gesunder Bodenflächen für die 
Landwirtschaft. Einige der Projekte wid­
men sich der Bodenfruchtbarkeit und de­
ren Erhaltung, andere wenden sich dem 
Boden als Baugrund und Siedlungsraum 
zu, wieder andere untersuchen den 
Schwerpunkt «Boden als Wirtschafts­
und Rechtsobjekt». Die breit angelegten 
Untersuchungen in der Schweiz könnten 
aber auch einen weiteren Ansatzpunkt 
darstellen, sich weitergehend und intensi­
ver mit der Problematik der Bodensiche­
rung auseinanderzusetzen. Die Schaffung 
einer landesweiten Landwirtschaftszone 
wäre ein erster Ansatz gewesen . . . 

(G.M.) 

Französischer Militärattache in Libanon ermordet 
In Beirut erschossen - Zusammenhang mit Anschlägen in Paris? 

Beirut (AP) Der Militärattache der 
französischen Botschaft in Beirut, Oberst 
Christian Gouttierre, ist am Donnerstag 
in der Nähe der Mission im christlichen 
Ostteil der Stadt ermordet worden. Wie 
Botschaftssprecher Francois Abi Saab 
mitteilte, wurde Gouttierre gegen 08.30 
Uhr durch zwei Kopfschüsse getötet, als 
er aus seinem Wagen ausstieg, um sich 
zum Dienst zu begeben. 

Ob zwischen dem Attentat und den 
Bombenanschlägen der jüngsten Zeit in 
Paris ein Zusammenhang besteht, war 
vorerst noch unklar. Zu  den Anschlägen 
hat sich eine libanesische Terroristen­
gruppe bekannt, die die Freilassung in 
Frankreich inhaftierter Gesinnungsge-
nonssen fordert. 

Aus Polizeikreisen verlautete, vier 
Männer seien dem Militärattache offen­
bar auf der Fahrt von seiner Wohnung zu 
der etwa einen Kilometer entfernten Bot­
schaft gefolgt, wo einer der Unbekannten 
aus einer mit Schalldämpfer ausgerüstete 
Waffe auf den Diplomaten geschossen 
habe. Die Täter seien anschliessend ge­
flohen, sagte der Gewährsmann. Der 
Botschaft zufolge ereignete sich das At­
tentat unmittelbar ausserhalb der von 
Franzosen und libanesischen Soldaten 
überwachten Sicherheitszone, die sich in 
einerrt Umkreis von 100 Metern um das 
Gelände der diplomatischen Mission er­
streckt. Dafür, warum Gouttierre seinen 
Wagen nicht innerhalb der Sicherheitszo­
ne parkte, gab es keine Erklärung. 

Die meisten westlichen Länder haben 
ihre Bötschaften inzwischen aus dem als 
unsicherer erachteten moslemischen 
Westteil in den Osten der Stadt verlegt. 
Nur die Botschaften der Schweiz und 
Griechenlands sind im Westen ver­
blieben. 

Schmerz und Wut 
In einer später vom französischen Ver­

teidigungsministerium veröffentlichten 
Mitteilung über den Mord hiess es, Gout­
tierre habe um die Risiken seines Auf­
trags in Beirut gewusst und sie mit Opfer­
bereitschaft auf sich genolmmen. Die in 
Südlibanon stationierten französischen 
Soldaten der Friedenstruppe der Verein­
ten Nationen (UNIFIL) seien aufgerufen, 
sich Tapferkeiten und kühlen Kopf -"Zu 

bewahren, damit Frankreich gross, de­
mokratisch und frei bleibe. Die Mörder 

würden ihrer Strafe nicht entgehen, er­
klärte Minister Andre Giraud. 

In einer von der syrischen Nachrichten­
agentur SANA verbreiteten Meldung 
hiess es, die Regierung in Damaskus habe 
die Nachricht von dem Attentat auf 
Gouttierre mit Schmerz und Wut aufge­
nommen. Sie verurteile diese Tat ebenso 
wie die Anschläge auf die UNIFIL-Trup-
pen und insbesondere die französischen 
Soldaten, schrieb die Agentur unter Be­
rufung auf nicht näher bezeichnete offi­
zielle Quellen. Syrien unterhält in Nord-
und Ostlibanon ein 25000 Mann starkes 

Truppenkontingent und hat sich in Be­
mühungen um die Befreiung französi­
scher Geiseln in Libanon eingeschaltet. 

Eine französische UNIFIL-Stellung 
knapp einen Kilometer südlich der Ort­
schaft Abbassije bei Tyrus wurde am 
Donnerstag Ziel eines Raketenangriffs. 
Nach Mitteilung von UNO-Sprecher Dat 
Leraand wurde ein Soldat verletzt. In den 
letzten fünf Wochen wurden damit 28 
französische Soldaten bei Angriffen und 
Bombenanschlägen getötet oder verletzt, 
die vermutlich überwiegend auf das Kon­
to schiitischer Extremisten gehen. 

Bettags-Appell: Atomenergieausstieg gefordert 
Schweizer Theologen für ein Leben ohne atomare Risiken 

Zürich (AP) Den Ausstieg aus der 
Atomenergie und die Stillegung der 
Atomkraftwerke und Wiederaufberei­
tungsanlagen haben über hundert 
Schweizer Theologen, Professoren und 
Pfarrer in einem am Donnerstag in Zü­
rich erlassenen Appell zum diesjährigen 
Bettag gefordert. Die Unterzeichner des 
Appels, zu denen auch der Schriftsteller 
Kurt Marti und der Seebacher Pfarrer 
Peter Walls gehören, möchten damit eine 
neue Basisbewegung unter dem Titel 
«Christinnen und Christen für ein Leben 
ohne atomare Risiken« auslösen. 

Der Appell wurde an alle Gemeindep­
farrer der deutschsprachigen Schweiz ver­
sandt. U m  das Volk anzusprechen, fand 
am Donnerstag abend im Zürcher Volks­
haus ein Gottesdienst «für ein Leben oh­
ne atomare Risiken« statt, an dem unter 
anderem der Schriftsteller Adolf Muschg 
teilnahm. 

Ein halbes Jahr nach dem Reaktorun­
glück von Tschernobyl reiche es nicht 
mehr aus, «betroffen« zu sein, begründe­
ten die Initianten des Appells ihr Vorge­
hen vor der Presse. Sie rufen daher alle 
Schweizerinnen und Schweizer auf, «sich 
nicht mehr als einkalkulierte Krebsopfer 
eines Restrisikos herzugeben, sondern 
für die raschestmögliche Stillegung aller 
Atomanlagen zu sorgen«. Die Nächsten­
liebe müsse sich auch auf die kommenden 
Generationen erstrecken und ihnen «Bes­
seres hinterlassen als eine Last von Gift 
und Abfall«. 
, Die Absage an den Atomstrom wird in 

zehn Punkten begründet. Darin wird die 
friedliche Nutzung der Atomenergie als 
Illusion bezeichnet. Der radioaktive Ab­
fall erfordere für mindestens 100000 Jah­
re eine sichere und kontrollierte Lage­
rung, die niemand garantieren könne. 
Auch die Verantwortung für einen Be­
triebsunfall in der Dimension von Tscher­
nobyl könne real gar nicht mehr getragen 
werden. 

Stillschweigen der Amtskirchen 
Jede Strafe oder Wiedergutmachung, 

die die verantwortlichen Wissenschaftler 
oder Politiker leisten könnten, stehe in 
einem Missverhältnis zum angerichteten 
Schaden. Die Atomtechnologie sei derart 
komplex und verwundbar, dass sie zuneh­
mend eine staatliche Überwachung der 
Bürger notwendig mache. 

Die Pfarrer weisen den Vorwurf zu­
rück, von kirchlicher Seite das wissen­
schaftliche, technische oder politische 
Denken bevormunden zu wollen. Als 
Seelsorger seien sie aber mit den Ängsten 
der Menschen konfrontiert. Diese Ängste 
dürften weder verdrängt noch «entsorgt« 
werden. Was man stillegen müsse, sei 
nicht das Gewissen, sondern die Atom­
kraftwerke. 

Die über 100 Theologen und Pfarrer, 
die den Aufruf unterzeichnet haben, zei­
gen sich auch beunruhigt über das Still­
schweigen der Amtskirchen, während 
Christen in der ganzen Schweiz auf ein 
klares und wegweisendes Wort der Kir­
chen warteten. 

KOMMENTAR 
Die Zeit sei eine grosse Meisterin, sagt 

ein bekanntes Wort, denn sie ordne viele 
Dinge. Manchmal braucht es dazu nicht 
einmal einen langen Zeitraum, wenn man 
sich das Beispiel «Theater am Kirchplatz» 
vor Augen hält. Vor nur drei Monaten 
hatte Theaterintendant Dr. Alois Büchel 
in einer eiligen Aktion die regionale Presse 
zusammengetrommelt, um mitzuteilen, es 
hätten sich «zunehmend Probleme ange-

Schall und Rauch 
häuft, die den Weiterbestand des TaK 
ernsthaft gefährden». Nun flatterte in je­
den Haushalt das «Takblatt» - eine Thea­
terzeitung, die künftig jedes Jahr dreimal 
erscheinen soll und neben der Ankündi­
gung der verschiedenen Programm­
aktivitäten auch die Mitteilung enthält: 
«Das TaK-Team blickt erwartungsvoll der 
neuen Saison, die am 26. September ge­
startet wird, entgegen». 

Hat der Paukenschlag, den der TaK-
Intendant als ausgewiesener Schauspieler, 
Regisseur und Dramaturg geschickt insze­
nierte, zur Lösung aller damals aufgeliste­
ten Probleme beigetragen? Ist der Zu­
stand, der nach seinen Worten «seit Jahren 
bei uns nur noch lähmende Frustrationen 
auslöst», beendet worden? Ist «der im fi­
nanziellen Überfluss politisierenden 
Schaaner Gemeindevorstehung und auch 
einzelnen Landespolitikern», die von der 
Theaterleitung heftig attackiert wurden, in 
der Zwischenzeit klar geworden, was sie 
zu tun haben? 

Fast scheint es so, wenn der zuversichtli­
che und erwartungsvolle Blick der TaK-
Mannschaft zum Massstab genommen 
wird. Gerne wüsste man in der Öffentlich­
keit, die im Sommer noch recht emotional 
zwischen Pro und Kontra gespalten war, 
zu welcher Einigung es gekommen ist. 
Denn wenn eine Sache, die soviel Staub 
aufwirbelte und zu derartig leidenschaftli­
chen Diskussionen führte, stillschweigend 
beigelegt wird, so ist die Vermutung nicht 
ferne, dass am Anfang mehr Schall und 
Rauch vorhanden war als echte Notwen­
digkeit zum Aufschrei stand. (G.M.) 

Moskau reagiert auf Kürzung 
des UNO-Personals 

Moskau (spk/dpa) Die Sowjetunion hat 
die amerikanische Forderung, dass 25 
Mitarbeiter der sowjetischen Mission bei 
den Vereinten Nationen die USA bis zum 
1. Oktober verlassen sollen, als «feind­
liche Aktion» kritisiert und gleichzeitig 
Gegenschritte angekündigt. 

Die Aktion der USA könne «nicht oh­
ne Folgen» bleiben, sagte der Sprecher 
des sowjetischen Aussenministeriums, 
Boris Pjadyschew, am Donnerstag wäh­
rend einer Pressekonferenz in Moskau. 

Pjadyschew ging allerdings nicht auf 
Einzelheiten ein, wann und wie Moskau 
reagieren werde. Auf die Frage, dass es 
in Moskau keine internationale Organisa­
tion mit amerikanischen Mitarbeitern ge­
be und wen die UdSSR ausweisen wolle, 
sagte der Sprecher, dass eine exakt iden­
tische Erwiderung nicht immer das beste 
Mittel in solchen Fällen sei. 

Pjadyschew sagte ferner, dass die Zahl 
der sowjetischen UNO-Mitarbeiter ohne 
die Ukraine und Weissrussland 218 nicht 
übersteige.. Die Forderung nach weiteren 
Kürzungen widerspreche dem, was die 
USA früher erklärt hätten. 

2 1 *  Sept. 

BETTÄG 
in sich gehen 
statt ausfahren 

autofrei 


